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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (15. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Winfried Wolf, Christine Ostrowski, Carsten 
Hübner, Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Gregor Gysi und der Fraktion der PDS 
- Drucksache 14/2262 - 

Für eine sozial, finanziell und ökologisch nachhaltige Bundesverkehrswege- 
planung 


A. Problem 

Ziel des Antrags ist die Feststellung, dass ein neuer Bundesverkehrswegeplan 
überfällig sei, der Bundesverkehrswegeplan 1992 nicht dem Erkenntnisstand 
entspreche und nicht den Anforderungen des Infrastrukturerhalts und des Ver- 
kehrswegeerhalts genüge und dass das Verkehrswege-Investitionsprogramm 
1 999 bis 2002 nicht den Anforderungen, die an einen neuen Bundesverkehrs- 
wegeplan zu stellen seien, genüge. Weiterhin soll der Deutsche Bundestag die 
Bundesregierung auffordern, umgehend einen neuen Bundesverkehrswegeplan 
aufzustellen, der die in dem Antrag genannten Maßgaben zum Bewertungsver- 
fahren, zu umweltpolitischen Kriterien und zu verkehrswissenschaftlichen 
Kriterien sowie die Vorgaben für Schiene und Straße, für den Ausbau von 
Wasserstraßen, für den Flugverkehr, für den nichtmotorisierten Verkehr, für 
Verkehrsprojekte Deutsche Einheit und für Folgegesetze berücksichtigt. 


B. Lösung 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der 
PDS, den Antrag auf Drucksache 14/2262 abzulehnen. 

Große Mehrheit im Aussehuss 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags auf Drucksache 14/2262. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 14/2262 abzulehnen. 


Berlin, den 28. Juni 2000 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Horst Friedrich (Bayreuth) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Horst Friedrich (Bayreuth) 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 14/ 
2262 in seiner 84. Sitzung am 27. Januar 2000 beraten und 
an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 
zur federführenden Beratung sowie an den Haushaltsaus- 
schuss, den Ausschuss für Wirtschaft und Technologie, den 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, den 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, 
den Ausschuss für Angelegenheiten der neuen Länder, den 
Ausschuss für Tourismus und den Ausschuss für die Ange- 
legenheiten der Europäischen Union zur Mitberatung über- 
wiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Der Antrag der Fraktion der PDS stellt fest, dass ein neuer 
Bundesverkehrswegeplan überfällig sei und begründet dies 
mit den Vorschriften des Femstraßenausbaugesetzes. In 
dem Antrag wird behauptet, dass der Bundesverkehrswege- 
plan 1992 nicht den Anforderungen des Verkehrs infrastruk- 
turerhaltes diene, den Anforderungen des Erkenntnisstandes 
und den Anforderungen des Verkehrswegeerhaltes nicht ge- 
nüge und dass das Verkehrswegeinvestitionsprogramm 

1999 bis 2002 nicht den Anforderungen genüge, die an ei- 
nen neuen Bundesverkehrswegeplan zu stellen seien. Es 
werden dann Kriterien aufgezählt, nach denen ein neuer 
Bundesverkehrswegeplan erstellt werden soll. Dies sind ins- 
besondere umweltpolitische und verkehrswissenschaftliche 
Kriterien. Sodann werden Vorgaben für verschiedene Ver- 
kehrsträger aufgeführt. Für die Wasserstraßen wird z. B. 
aufgeführt, dass es künftig gelte, die Schiffe wieder den 
Flüssen anzupassen und nicht umgekehrt. Zum Flugverkehr 
wird insbesondere die Aussage getroffen, dass alles zu tun 
sei, um Flugverkehr möglichst zu vermeiden. Im innerdeut- 
schen Verkehr wird der Ersatz von Flugverbindungen durch 
Schienenverbindungen angestrebt. Es wird weiterhin der 
Vorschlag gemacht, Fußgänger und Fahrradfahrer stärker zu 
berücksichtigen. Der Antrag enthält außerdem Vorgaben für 
die Verkehrsprojekte Deutsche Einheit und kritisiert, dass 
noch nicht alle 50 Unterbrechungen im innerdeutschen Ei- 
senbahnnetz bereits wieder geschlossen seien. Der Antrag 
befasst sich zudem mit der Änderung von Folgegesetzen. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Aussehüsse 

Der Haushaltsausschuss hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 15. März 2000 beraten und empfiehlt mehrheitlich ge- 
gen die Stimmen der Fraktion der PDS, den Antrag abzuleh- 
nen. Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat die Vorlage in seiner 34. Sitzung am 
5. April 2000 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der 
Fraktionen der SPD, der CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion 
der PDS, den Antrag abzulehnen. Der Ausschuss für Tou- 
rismus hat die Vorlage in seiner 39. Sitzung am 7. Juni 

2000 beraten und empfiehlt einstimmig bei Anwesenheit 


der Fraktion der PDS, den Antrag abzulehnen. Der Aus- 
schuss für Wirtschaft und Technologie hat die Vorlage in 
seiner 33. Sitzung am 17. Mai 2000 beraten und empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion der PDS, den Antrag abzulehnen. Der 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend hat 
die Vorlage in seiner 32. Sitzung am 22. März 2000 beraten 
und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der SPD, der 
CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktion der PDS, den Antrag abzu- 
lehnen. Der Ausschuss für Angelegenheiten der neuen 
Länder hat die Vorlage in seiner 33. Sitzung am 
23. Februar 2000 beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen der SPD, der CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und des Vertreters der Fraktion der F.D.P. gegen 
die Stimme des Vertreters der Fraktion der PDS, den Antrag 
abzulehnen. Der Ausschuss für die Angelegenheiten der 
Europäisehen Union hat die Vorlage in seiner 44. Sitzung 
am 12. April 2000 beraten und empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen der SPD, der CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und des Vertreters der Fraktion der F.D.P. gegen 
die Stimme der Fraktion der PDS, den Antrag abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im 
federführenden Aussehuss 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

hat die Vorlage in seiner 37. Sitzung am 28. Juni 2000 bera- 
ten. 

Die Fraktion der SPD äußerte im Ausschuss, der Antrag 
der Fraktion der PDS enthalte einige richtige Aussagen. In 
der Gesamtschau seien die Anliegen dieses Antrages aber 
unrealistisch. 

Die Fraktion der CDU/CSU erklärte im Ausschuss, der 
Antrag unterstelle der Vorgängerregierung, dass sie nicht 
genug getan habe. Dies treffe nicht zu. Der Antrag übe aber 
insofern berechtigte Kritik an der neuen Bundesregierung, 
als diese noch keinen neuen Bundesverkehrswegeplan vor- 
gelegt habe. Die Bundesregierung habe leider auf die Frage, 
wann man mit der Vorlage des neuen Bundesverkehrswege- 
planes rechnen könne, keine Antwort gegeben, sondern sich 
nur zu den Kriterien und zu der Methode der Erstellung ge- 
äußert. Zu der in dem Antrag erwähnten Förderung des 
nichtmotorisierten Verkehrs wurde von der Fraktion der 
CDU/CSU darauf hingewiesen, dass die frühere Bundesre- 
gierung sehr viel zur Förderung des Fahrradverkehrs getan 
habe. Was die Aussagen zu den Vorgaben für Verkehrspro- 
jekte Deutsche Einheit anbelange, sei die Fraktion der PDS 
an ihre Versäumnisse in der Zeit vor 1990 zu erinnern. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärte, was 
die Verkehswegeplanung anbelange, teile man Zielsetzun- 
gen, die auch in dem Antrag der Fraktion der PDS ange- 
sprochen seien, insbesondere was die Verkehrsvermeidung 
anbelange. Der Zusammenhang zwischen Infrastrukturaus- 
bau und induziertem Verkehr sei unbestreitbar. Man ver- 
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folge daher keine Philosophie des sturen Infrastrukturaus- 
baus. Es sei erforderlich, bei der Bundesverkehrswegepla- 
nung den finanziellen Rahmen, einschließlich der erhöhten 
Aufwendungen für das Bestandsnetz bei Straße und 
Schiene, realistisch zu berücksichtigen. Man müsse auch 
viel stärker als bislang umweltpolitische und raumord- 
nungspolitische Aspekte einbeziehen. Die bisher für Ver- 
kehrsplanung maßgeblichen Kriterien würden daher um die 
Implementierung eines neuen Emissionsansatzes, der vor 
allem Abgasbelastungen (einschließlich kanzerogener) 
Stoffe stärker berücksichtige, erweitert. Die Emission von 
Klimagasen werden Berücksichtigung finden, es werde eine 
verbesserte Monetarisierung des Verkehrswegeausbaus auf 
die Natur und auf die Landschaft durch den so genannten 
Kompensationskostenansatz geben. Weiterhin würden der 
Netzaspekt sowie eine erweiterte Berücksichtigung von 
Schutzgebieten viel stärker im Vordergrund stehen. Wenn 
man eine neue Systematik einführe, benötige man aber Zeit, 
um dies verantwortungsvoll und konsequent durchzuführen. 
Es gebe auch keinen Grund zur Eile, da man bereits mit dem 
Investitionsprogramm für diese Legislaturperiode Pla- 
nungssicherheit geschaffen habe. Es sei realistisch, dass 
man bis zum Jahr 2002 einen Referentenentwurf für einen 
neuen Bundesverkehrswegeplan vorlegen könne, der einen 
Schritt nach vom darstelle. 

Die Fraktion der F.D.P. meinte, es sei richtig, sich nach ei- 
ner bestimmten Zeit über die Neugestaltung des Bundesver- 
kehrswegeplanes zu unterhalten. In § 2 des Femstraßenaus- 
baugesetzes sei festgelegt, dass der Ausbau in Stufen 
erfolge, die im Bedarfsplan festgelegt würden und nach 
Maßgabe der zur Verfügung stehenden Mittel, was gegen 
die Kritik wegen einer Unterfinanziemng des Bundesver- 
kehrswegeplanes 1992 spreche. Über andere Parameter bei 
der Aufstellung von Bundesverkehrswegeplänen könne 
man streiten. Man sehe Probleme für einen wirtschaftlichen 
Einsatz der Binnenschiffe, wenn man den diesbezüglichen 
Vorschlägen in dem Antrag folge. Wenn man von der Frak- 
tion der PDS die Klage höre, dass viele nach dem 2. Welt- 
krieg unterbrochene innerdeutsche Verkehrswege noch 
nicht wiederhergestellt seien, frage man sich, wer denn für 
die Unterbrechungen verantwortlich sei. Der Antrag ent- 


halte Punkte, die man bedenken könne, aber in der Gesamt- 
tendenz könne man ihm nicht folgen. 

Die Fraktion der PDS vertrat die Auffassung, es gebe zwar 
keine Pflicht zu einer neuen Bundesverkehrswegeplanung. 
Eine solche sei aber sowohl von der früheren Regiemng als 
auch von der jetzigen Regiemng mehrfach angekündigt und 
also auch für notwendig gehalten worden. Wenn nicht, wie 
bislang üblich, alle fünf Jahre eine neue Bundesverkehrswe- 
geplanung vorgelegt werde bzw. die bestehende zumindest 
überprüft werde, habe dies Gründe. Wenn man anhand der 
Zahlen sehe, dass besonders der Verkehr, der auch von den 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN als um- 
weltschädlich betrachtet werde, zunehme, brauche man eine 
Alternative. Der Anteil der Kosten für die PKW-Haltung an 
den Ausgaben eines Vierpersonenhaushalts sei in den letz- 
ten Jahren gesunken. Die Marktordnung entwickle sich in 
einer Richtung, die offiziell alle Parteien nicht wollten. Die 
Binnenschifffahrt sei zwar die umweltfreundlichste Art des 
Gütertransports, sie habe aber den geringsten Kostende- 
ckungsgrad und es müssten keine neuen Wasserstraßen ge- 
baut werden, da der Verkehr dort zurückgegangen sei und 
die bestehenden Wasserstraßen jederzeit bedeutend mehr 
Verkehr aufnehmen könnten. Was die Verantwortlichkeit für 
die Unterbrechung der Wasserwege nach dem Krieg an- 
gehe, könne man Nazideutschland, den Krieg, das Potsda- 
mer Abkommen und Adenauer plus Ulbricht erwähnen, die 
beide keine Wiedervereinigung gewollt hätten. Wenn unsere 
Gesellschaft bei der Wirtschaft im Allgemeinen und bei der 
Mobilität im Besonderen auf eine „Tonnenideologie“ setze, 
begehe sie einen vergleichbaren Fehler wie die DDR. Sie 
orientiere sich an der quantitativen Steigemng des Konsums 
und des Kilometerverbrauchs und steigere damit Ressour- 
cenverbrauch und Umweltzerstömng, ohne die Lebensqua- 
lität zu erhöhen. 

V. Abstimmungsergebnis im Aussehuss 

Der Ausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. 
gegen die Stimmen der Fraktion der PDS, den Antrag abzu- 
lehnen. 


Berlin, den 28. Juni 2000 


Horst Friedrieh (Bayreuth) 

Berichterstatter 
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